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Trotzdem

Migrationspolitik
jenseits von Abwehr

Es geht wieder mal überall um Men-
schen, die scheinbar stören. Men-
schen, die offiziell nicht hier sein 

dürften, es aber trotzdem sind. Sie ko-
chen unser Essen, pflegen unsere Gross-
eltern, bauen unsere Häuser. Tagsüber 
unverzichtbar, politisch aber am besten 
unsichtbar. Dass das kein Widerspruch 
ist, sondern längst Programm, wissen 
wir alle.

Derweil baut Europa fleissig 
Mauern, verlagert Grenzen nach aussen, 
beschleunigt Asylverfahren (in Rich-
tung Ablehnung, versteht sich) und hetzt 
gegen ‹irreguläre› Migrant:innen. Im 
Rahmen dessen will die Schweiz z.B. mal 
wieder die notwendige Anwesenheits-
dauer für Sans-Papiers bei Härtefallge-
suchen von fünf auf zehn Jahre erhöhen. 
Zehn Jahre Schwebezustand. Man fragt 
sich: Für wen ist das eigentlich eine Lö-
sung? Im Juni kommt die Antwort – in 
Form der 10-Millionen-Initiative der 
SVP: Eine Zahl, rund und eingängig wie 
ein Werbeversprechen. Als hätte man 
sich gefragt: Wie viele Menschen dürfen 
es denn sein? Es ist die zehnte Überfrem-

dungsinitiative seit den 1970ern. Man 
muss den Leuten zugute halten: Aus-
dauer haben sie. Was die Initiative nicht 
direkt sagt ist, wer denn willkommen 
ist und wer nicht, wenn es plötzlich eng 
werden sollte. Aber natürlich folgt man 
dann einer Art sozialdarwinistischem 
Kompass. Geld gewinnt, Not verliert. Um 
das Armutsbashing aber nicht allzu offen 
darlegen zu müssen, taucht im Rahmen 
der Initiative und fast überall in Euro-
pa die grosse Erzählung wieder auf: Die 
Fremden nehmen uns etwas weg. Die 
Mieten, die Biodiversität, das Stadtbild, 
die Cervelat. Dass die unheilsverkünden-
den politischen Kräfte dieselben sind, 
welche die letzten Jahrzehnte mitregiert 
haben, in denen Mieten explodierten und 
die Biodiversität schwand – geschenkt. 
Der Phantombesitz muss verteidigt wer-
den, auch wenn ihn niemand je wirklich 
besass. 

Alles also nur schlecht? Zum 
Glück ist es nie so. Und so macht bspw. 
Spanien plötzlich etwas Erstaunliches: 
Es schaut hin. 500.000 Menschen, die 
längst Teil der Gesellschaft sind, sollen 

demnächst einen legalen Status erhalten. 
Nicht aus reiner Menschenliebe – obwohl 
auch die nicht schadet – sondern einfach, 
weil es richtig ist. 

In diese Gemengelage hinein la-
den wir mit drei Texten zum Querdenken 
ein. Sie zeigen, dass es Alternativen gibt 
– wie z.B. an der Dreiländergrenze, die 
nicht nur trennt, sondern auch verbin-
det. Unsere neuste Ausgabe der trotzdem 
ist kein Rezeptbuch. Aber vielleicht ein 
Hinweis darauf, dass die Realität hartnä-
ckiger ist als jede Abschottungspolitik – 
und dass Menschen, die sich wehren, das 
auch sein können. (cas)
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Migration jenseits von Abwehr

Spanien will Hunderttausende Sans-Papiers legalisieren – und setzt damit ei-
nen deutlichen Kontrast zur europäischen Abschottungspolitik. Dieser Schritt 
verbindet ökonomischen Pragmatismus mit sozialpolitischen Überlegungen 
und stellt damit eine zentrale Annahme der europäischen Migrationspolitik 
infrage: dass Migration vor allem begrenzt werden müsse.
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Europa baut seit Jahren an seiner 
Abschottung. Grenzen werden zu-
nehmend nach aussen verlagert 

und Grenzanlagen ausgebaut. Mit der 
zur Jahresmitte in Kraft tretenden Re-
form des Gemeinsamen Europäischen 
Asylsystems (GEAS), mit welcher Asyl-
verfahren künftig noch stärker an die 
Aussengrenzen verlagert und beschleu-
nigt werden, erreicht diese Entwicklung 
einen weiteren Höhepunkt. 

Vor diesem Hintergrund wirkt 
die Entscheidung der Regierung von Pe-
dro Sánchez, rund 500.000 Migrant:in-
nen ohne Aufenthaltsstatus legalisieren 
zu wollen, bemerkenswert. Sie ist das 
Ergebnis einer breiten Allianz: von zivil-
gesellschaftlichen Organisationen über 
Teile der Wirtschaft bis hin zur Kirche, 
die eine Regularisierung aktiv gefordert 
hatten. 

Pragmatismus statt Illusion
Der spanische Ansatz beruht auf einer 
einfachen Einsicht: Menschen ver-
schwinden nicht, nur weil ihr Aufenthalt 
illegalisiert wird. Sie sind längst Teil der 
Gesellschaft. Sie arbeiten, wohnen, pfle-
gen soziale Kontakte und tragen zum 
Funktionieren ganzer Branchen bei. Ihre 
‹Illegalität› beschreibt keinen Zustand 
ausserhalb der Gesellschaft, sondern 
eine spezifische Form ihrer Einbindung: 
prekär, rechtlich unsicher, politisch 
stumm. Eine Regularisierung verändert 
daran weniger die Präsenz als die Pers-
pektive. Sie macht sichtbar, was ohnehin 
existiert und verschiebt es in einen gere-
gelten Rahmen. Arbeit wird formalisiert, 
Rechte werden einklagbar, Ausbeutung 
wird schwieriger.

Der Entscheid der spanischen 
Regierung ist also nicht primär huma-
nitär, sondern ökonomisch begründet. 
Ein erheblicher Teil des spanischen Wirt-
schaftswachstums und des Rückgangs 
der Arbeitslosigkeit der letzten Jahre 
steht im Zusammenhang mit Zuwande-
rung. Gleichzeitig profitiert durch die 

Legalisierung auch der Fiskus: Wer legal 
arbeitet, bezahlt Steuern und Sozialabga-
ben.

Unerwünscht, aber notwendig
Ganz anders die Situation in der Schweiz. 
Zwar leben auch hier je nach Schätzung 
zwischen 80.000 und 200.000 Sans-
Papiers. Doch eine (teil-)kollektive Regu-
larisierung dieser Menschen wurde vom 

Bund explizit abgelehnt. Stattdessen ist 
hierzulande die Legalisierung die Aus-
nahme. Regularisierungen bleiben eine 
individuelle Angelegenheit, sind selten 
und an enge, teilweise nur schwer erfüll-
bare Kriterien geknüpft. Selbst ‹gut inte-
grierte› Menschen haben oft kaum eine 
realistische Perspektive auf einen legalen 
Status. 

Gleichzeitig verschärft sich das 
politische Klima für Migrant:innen wei-
ter. In Bundesbern wurde im Herbst in 
den beiden Räten jeweils eine Motion an-
genommen, die die Erteilung einer Auf-
enthaltsbewilligung für vorläufig aufge-
nommene Personen deutlich erschweren 
soll. Künftig soll eine solche Bewilligung 
erst nach zehn Jahren Aufenthalt mög-
lich sein – bislang liegt diese Schwelle bei 
fünf Jahren. Für die Betroffenen bedeu-
tet das, mindestens ein Jahrzehnt lang 

in einem prekären Status zu leben, der 
unter anderem ihr Recht auf Familien-
zusammenführung oder ihre Reisefrei-
heit massiv einschränkt. Trotzdem sind 
weitere Verschärfungen geplant: Selbst 
die bereits stark eingeschränkten Reise-
möglichkeiten sollen nochmals weiter be-
schnitten werden. Parteien wie die SVP 
und die FDP treiben solche Massnahmen 
seit Jahren voran. Inzwischen finden sie 
jedoch zunehmend Unterstützung über 
das rechts-bürgerliche Lager hinaus, bis 
in die Mitte. 

Bekanntermassen ist die Schweiz 
wirtschaftlich in hohem Mass auf Zu-
wanderung angewiesen. In zahlreichen 
Branchen – von der Pflege über das Bau-
gewerbe bis zur Gastronomie – wäre der 
Betrieb ohne migrantische Arbeitskräfte 
kaum aufrechtzuerhalten. Diese Realität 
erzeugt den beaknnten, grundlegenden 
Widerspruch: Migration ist notwendig, 
soll politisch jedoch möglichst unsicht-
bar und unerwünscht bleiben.

Was eine andere Politik leisten kann
Ein anderer Umgang mit Migration be-
deutet jedoch nicht zwingend, auf Re-
gulierung zu verzichten. Im Gegenteil: 
Er setzt voraus, dass Migration aktiv ge-
staltet wird – mit klaren Zugängen, nach-
vollziehbaren Regeln und realistischen 
Annahmen über ihre Ursachen und 
Wirkungen. Die spanische Politik deutet 
in diese Richtung. Sie verbindet arbeits-
marktliche Bedürfnisse mit rechtlichen 
Möglichkeiten und akzeptiert, dass ‹In-
tegration› nicht erst am Ende eines Ver-
fahrens beginnt, sondern von Anfang an. 

Dass es auch in der Schweiz an-
ders geht, zeigt ein Blick nach Genf. Mit 
der ‹Operation Papyrus› wird dort seit 
dem Frühjahr 2017 ein begrenzter Regu-
larisierungsprozess umgesetzt, mehrere 
tausend ‹gut integrierte› Sans-Papiers 
erhielten einen legalen Aufenthaltssta-
tus. Mit der Festlegung von klaren, wenn 
auch weiterhin restriktiven Kriterien für 
die Regularisierung wurde eine Praxis 

Migration jenseits von Abwehr

«Menschen ver-
schwinden nicht, 
nur weil ihr Auf-
enthalt illegali-

siert wird.»
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geschaffen, die bis heute anhält: In Genf 
werden jährlich mehrere hundert Sans-
Papiers regularisiert. Die Folgen sind gut 
dokumentiert: stabilere Arbeitsverhält-
nisse, höhere Einkommen, bessere sozia-
le Absicherung. Alles ohne Hinweise auf 
negative Effekte auf den Arbeitsmarkt. 
Und doch blieb dieses Beispiel eine Aus-
nahme. Nicht, weil es nicht funktioniert 
hätte, sondern weil der politische Wille 
dazu fehlt.

Spielräume nutzen
Auch in Basel beschäftigte die Legalisie-
rung von Sans-Papiers die Politik zuletzt. 
Im Grossen Rat wurde im März 2026 
eine Motion zur Stärkung der Härtefall-
regularisierung angenommen. Sie for-
dert, dass der Kanton die Regularisie-
rung von Härtefällen «im Rahmen des 
geltenden Bundesrechts» aktiv voran-
treibt und die Verfahren zugänglicher 
und transparenter ausgestaltet werden. 
Das ist kein grundlegender Kurswechsel, 
zeigt aber, dass selbst innerhalb eines re-
striktiven Systems politische Spielräume 
bestehen. Die bestehenden Instrumente 
lassen mehr zu, als oft behauptet wird. 
Die Frage ist nicht, was rechtlich möglich 

ist - sondern was politisch gewollt wird. 
Es soll nicht darüber hinwegge-

täuscht werden, dass Spanien nach wie 
vor Teil des europäischen Grenzregimes 
ist und die restriktive Abschottungs-
politik Europas mitträgt. Aber gerade 
deshalb ist die Entscheidung Spaniens, 
Hunderttausende Sans-Papiers zu lega-
lisieren, bemerkenswert. Sie zeigt, dass 
auch innerhalb dieses Rahmens eine an-
dere politische Gewichtung möglich ist. 
Eine, die nicht ausschliesslich auf Abwehr 
setzt, sondern die Realität anerkennt und 
Menschenrechte ernst nimmt. (lin)

Quellen 

•	 Ferro-Luzzi, G., Refle, J.-E., Burton-Jeangros, C. & Jackson, Y. (2023). Die Regularisie-
rung der Sans-Papiers im Kanton Genf. Social Change in Switzerland, N°36.  

•	 SRF: Spanien gibt 500.000 Migranten Aufenthalts- und Arbeitsrecht, 28.01.2026, 
abrufbar unter: https://www.srf.ch/news/international/migration-in-europa-spa-
nien-gibt-500-000-migranten-aufenthalts-und-arbeitsrecht

Eviva España: 
manchmal gehts 
dann doch auch 
anders. Gut so.
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Über Grenzen hinweg

Gemäss Art. 22 des Schengener Grenzkondexes dürfen Binnengrenzen unabhängig von der Staatsangehörigkeit der 
betreffenden Personen an jeder Stelle ohne Personenkontrollen überschritten werden. Trotzdem kontrolliert Deutsch-
land die Grenzen zur Schweiz seit Oktober 2023. Vor dem Hintergrund von immer autoritäreren und nationalistischeren 
Entwicklungen, will die Dreiländerdemo am 18. April Widerstand im Dreiländereck sichtbar machen. Ein Interview mit 
der «Aktion Bleiberecht» aus Freiburg zu aktuellen Entwicklungen, Solidarität und grenzüberschreitenden Widerstand.
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Unsere Region liegt mitten in einem 
Grenzraum zwischen Frankreich, 
Deutschland und der Schweiz. Wel-

che Rolle können solche Grenzregionen 
für solidarische Kämpfe spielen? 

Solidarische Kämpfe in der Grenzregion 
haben Signalcharakter. Die Menschen im 
Dreiländereck leben inmitten von ‹na-
tional› geschaffenen Barrieren. In Zeiten, 
die von Renationalismus und Autorita-
rismus geprägt sind, sind wir im Grenz-
raum besonders gefordert, gemeinsam 
eine stabile antirassistische Position zu 
beziehen, da vor allem migrierende Men-

schen im Zentrum rassistischer Debatten 
stehen und ihnen immer mehr soziale, 
ökonomische und politische Rechte ab-
gesprochen werden.

Wir beobachten seit einiger Zeit verstärk-
te Grenzkontrollen. Wie erlebt ihr die Situ-
ation an den Grenzen? Wie können wir uns 
dagegen organisieren?

Das im September 2024 von Deutschland 
angeordnete ‹Grenzspektakel› mit 14’000 
Polizist:innen sollte die Zahl der Geflüch-
teten reduzieren. Geflüchtete, die einen 
Asylantrag stellen, dürfen jedoch gemäss 
dem Refoulement-Verbot nicht zurück-
gewiesen werden. So sah es auch das 
Berliner Verwaltungsgericht. Zwischen 
Mai und Oktober 2025 sind 372 Personen 
aus der Schweiz und 169 Personen aus 
Frankreich eingereist, die ein Asylgesuch 

gestellt haben. Im gleichen Zeitraum kam 
es deutschlandweit wohl zu 993 Zurück-
weisungen von Personen, die ein Asylge-
such gestellt haben. Die Missachtung von 
EU-Recht und Gerichtsurteilen ist ein 
deutliches Zeichen für autoritäres politi-
sches Handeln. Seit den Grenzkontrollen 
ist die Gruppe #nopushback in Freiburg 
aktiv und hat bereits erste Grenzbeob-
achtungen organisiert. Es wäre sinnvoll, 
im Rahmen eines breiteren Netzwerkes 
einen stärkeren Austausch, ein gemein-
sames Engagement und eine stärkere Do-
kumentation zu erreichen.

Welche Auswirkungen erwartet ihr im 
kommenden Sommer nach der Inkraft-
setzung des revidierten Gesamteuropäi-
schen Asylsystems?

Es werden Lager geschaffen, die die Be-
wegungsfreiheit ihrer Bewohner:innen 
stark einschränken. Abgelehnten Asylsu-
chenden soll das Verlassen der Lager teil-
weise über Monate hinweg verboten wer-
den. Dies droht auch in den sogenannten 
Erstaufnahmeeinrichtungen, wie es sie 
in Freiburg gibt. Wer das Lager verlässt, 
verliert sämtliche soziale Ansprüche. 
Soziale Leistungssenkungen bzw. Leis-
tungsausschlüsse werden Menschen in 
die Obdachlosigkeit treiben. In Deutsch-
land sollen in sechs Bundesländern EU-
Asylzentren (Abschiebehaftanstalten) 
entstehen. Eines davon soll im Juli 2026 
am Flughafen Stuttgart in Baden-Würt-

temberg in Betrieb genommen werden. 
All dies wird erhebliche Auswirkungen 
auf unsere solidarische Arbeit haben und 
zu menschenrechtlichen Herausforde-
rungen führen.

In vielen Ländern verschiebt sich der 
politische Diskurs stark nach rechts. Wie 
erlebt ihr diese Entwicklung in euren Kon-
texten – und wie wirkt sie sich auf eure 
Arbeit aus?

Die politische Diskursverschiebung zeig-
te sich konkret in den Ergebnissen der 
Landtagswahl im März 2026 in Baden-
Württemberg. Die rechtskonservative 
CDU und die rechtsextremistische AfD 
erhielten gemeinsam fast 49 Prozent der 
Stimmen. Auch die SPD und die Grünen 
sind gleichzeitig weiter nach rechts ge-
rückt. Das hat Auswirkungen auf deren 
Politik und die Gesetzgebung. Für unsere 
Arbeit bedeutet dies, dass sich Diskuss-
ions- und Aktionsräume verkleinern. 
Dies wirkt sich zwar nicht unmittelbar 
aus, zeigt jedoch, dass unsere Forderun-
gen ins Leere laufen und emanzipatori-
sche Veränderungen aktuell nicht mög-
lich sind. Damit stellt sich konkret die 
Frage: Wie und wo können wir Diskuss-
ions- und Aktionsräume öffnen bzw. zu-
rückgewinnen? Mit welchen Initiativen, 
Projekten und Ideen sowie emanzipato-
rischen Forderungen können wir uns am 
effektivsten vernetzen. Für unsere Arbeit 
ist es wichtig, dass sich in unterschiedli-
chen gesellschaftlichen Bereichen Grup-
pen gegen rechts gebildet haben. Deren 
politische Arbeit wirkt Tendenzen entge-
gen, dass Kommunen weiter nach rechts 
kippen und der soziale Zusammenhalt 
noch weiter angegriffen wird.

Wo seht ihr aktuell die grössten Schwie-
rigkeiten für solidarische Bewegungen im 
Bereich Migration und Asyl?

Der Abbau von Asylverfahrens-, Ge-
richtsverfahrens- und Aufenthaltsrech-

Über Grenzen hinweg

«Für unsere Arbeit bedeutet der Rechts-
ruck, dass sich Diskussions- und Aktions-

räume verkleinern.»
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ten wird nach und nach durchgesetzt, 
indem Fake News, Lügen, Vorurteile und 
rassistische Ressentiments verbreitet 
werden. Ein Beispiel: Laut Frontex gab 
es 2025 rund 178’000 ‹irreguläre Ein-
reisen› in die EU, während UN Tourism 
die Zahl der ‹regulären› Einreisen mit 
795 Millionen angibt. Das sind 99,978 % 
reguläre Einreisen. Hier zeigt sich welche 
Diskussionen über eine behauptete irre-
guläre Masseneinwanderung in die EU 
mit welchen Inhalten und mit welchem 
Ziel geführt werden. 

Wer sich in der solidarischen 
Geflüchtetenarbeit engagiert, sieht sich 
mit Realitäten konfrontiert, die weder an 
Geflüchteten noch an Unterstützer:innen 
spurlos vorbeigehen. Politische Erfol-
ge bleiben aus. Das führt immer wieder 
zu Fluktuationen in der Gruppe. Zudem 
werden die zunehmenden Versuche von 
rechts, die solidarische Arbeit zu krimi-
nalisieren, immer sichtbarer.

Welche Formen des Widerstands oder der 
Solidarität funktionieren bei euch beson-
ders gut?

In Freiburg hat sich die punktuelle Zu-
sammenarbeit bei Demonstrationen 
und Veranstaltungen etabliert. Dabei 

haben die Gruppen auch immer die Ge-
legenheit, ihre Positionen in Beiträgen 
bekannt zu machen. Mit der Einführung 
der ausgrenzenden Bezahlkarte wurden 
zwei Tauschgruppen eingerichtet, die 
Gutscheine gegen Bargeld für Geflüchtete 
eintauschen. Auch der Krankenschein für 
Menschen ohne regulierten Aufenthalts-
status in Freiburg ist ein Erfolg. Daneben 
werden Deutschkurse und Asylverfah-
rensberatung angeboten.

Wie könnten sich Bewegungen in Frank-
reich, Deutschland und der Schweiz stär-
ker austauschen und gegenseitig unter-
stützen?

Um einen regelmässigen Austausch zu 
ermöglichen, wäre es denkbar, ein ge-
meinsames transnationales Forum zu 
schaffen. Dafür ist zunächst ein funk-
tionierendes Netzwerk erforderlich, das 
derzeit mit den Vorbereitungen der ge-
meinsamen Dreiländerdemonstration 
erste Konturen erhält. Um Handlungsop-
tionen zu erhalten, wäre ein transnatio-
naler Leitfaden wichtig, um zu erfahren, 
welche unterschiedlichen Gruppen im 
Dreiländereck zu welchen Fragen aktiv 
sind und wo Beratungsstellen in An-
spruch genommen und Kontakte zu poli-

tischen Gruppen aufgenommen werden 
können. Die politischen Veränderungen 
werden für uns alle eine Herausforde-
rung sein, auf die wir als Basisgruppen 
reagieren sollten. Wir wünschen uns, 
dass sich in weiteren Diskussionen eine 
neue, kontinuierliche Zusammenarbeit 
über die Grenzen hinweg entwickelt. (ls)

Bei der Organisation der Demo 
vom 18. April zeigt sich, dass 

Grenzen nicht nur trennen, son-
dern auch verbinden können. 
Die Dreiländerdemo ist dabei 

ein Ausgangspunkt für gemein-
samen Widerstand. 

Wir sehen uns dort!

Trotzdem | April 2026 | Ausgabe 23
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Amerikanische Verhältnisse

In vielen Kommentaren1 zu den verstörenden Praktiken der US-Einwande-
rungsbehörde ‹ICE› wurde zu Recht darauf hingewiesen, dass die Empörung 
über die Bilder zwar angemessen, Europas Umgang mit illegalisierten Mig-
rant:innen jedoch nicht weniger brutal oder tödlich seien. Der Versuch einer 
Synthese.
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Die Bilder von maskierten Parami-
litärs, die aus Autos springen um 
vermeintlich ‹undokumentierte› 

Menschen einzupacken, die frei drehende 
Gewalt, die dabei zur Anwendung kommt 
und die Videos von den Tötungen von 
Alex Pretti und Rene Good lassen einen 
erschaudern. Sie dürfen aber nicht darü-
ber hinwegtäuschen, dass auch in Euro-
pa der Faschismus im Vormarsch ist und 
das Abschieben, Ausgrenzen und Sterben 
lassen von rassifizierten Menschen – un-
gleich geräuschloser – weiter geht. 

In den ersten drei Monaten die-
sen Jahres sind mindestens 567 Men-
schen im Mittelmeer ertrunken. Jährlich 
sterben hunderte auf den Fluchtrouten 
der EU-Ostgrenzen und den Ländern 
Nordafrikas. Gleichzeitig werden jedes 

Jahr über 100.000 Menschen aus der 
EU in teilweise lebensbedrohliche Situ-
ationen ausgeschafft. Wie die ‹ICE› wird 
auch die europäische Grenzagentur Fron-
tex massiv aufgerüstet: Die stehende Re-
serve soll von 10.000 auf 30.000 Einsatz-
kräfte erhöht, und das Budget laufend 
aufgestockt werden. Neben Personal und 
Ausrüstung fliesst das Budget wie in den 
USA unter anderem an Überwachungs- 
und Techfirmen, die Technologie zur 
Früherkennung und Bekämpfung von als 
‹kriminell› imaginierten Migrant:innen 
liefern sollen. Ebenso kennen wir bereits 
seit längerem die unzähligen Berichte 
von gewalttätigen Grenzpolizisten in den 
Ländern an den EU-Aussengrenzen.

Doch Gewaltanwendung gegen 
‹illegale› Migrant:innen wird auch in al-

len anderen Staaten Europas zunehmend 
als legitime Massnahme zur ‹Selbstver-
teidigung› gegen flüchtende Menschen 
betrachtet. Wie in den USA sickern auch 
in Europa alte rassistische Verschwö-
rungstheorien vom ‹grossen Bevölke-
rungsaustausch›2 in den politischen 
Mainstream ein. In Deutschland macht 
Bundeskanzler Merz abwertende Kom-
mentare zum ‹Stadtbild›, während völ-
kische Positionen der AfD immer mehr 
Sendezeit in den öffentlichen Medien er-
halten. In Frankreich will der Rassemble-
ment National das Bodenrecht, die ‹Jus 
Soli›, abschaffen. Und in der Schweiz? 
Hier kommt im Juni die zehnte (!) rassis-
tische Überfremdungsinitiative seit den 
1970er-Jahren zur Abstimmung. 

Amerikanische Verhältnisse

Natürlich hegt man keinerlei Sympathie für 
faschistisches Gedankengut: der mittler-
weile von seinem Amt enthobene Einsatz-
leiter der ICE, Gregory Bovino, in seiner 
Arbeitskleidung.
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Amerikanische Verhältnisse

Beschleunigungsmaschine Migration
Ähnlich wie in den USA werden Mig-
rant:innen auch in der Schweiz in der 
politischen Debatte instrumentalisiert, 
um die Implementierung autoritärer 
Projekte voranzutreiben. Unter dem Vor-
wand eines Ausnahmezustandes kön-
nen dabei demokratische Mechanismen 
umgangen werden. Die SVP schafft mit 
ihren unzähligen Sondersessionen zur 
Asylpolitik eine Stimmung der ständigen 

Alarmbereitschaft. Gleichzeitig werden 
Kürzungen im sozialen und kulturellen 
Bereich mit hohen Kosten in der Migrati-
onspolitik begründet, was Ressentiments 
verstärkt und die ewige Verlusterzählung 
weiterschreibt. Eva von Redecker, Philo-
sophin, argumentiert, dass die Erzäh-
lung, wonach die Migrant:innen ‹uns 
etwas weggenommen› hätten, ein zent-
rales Element des heutigen Faschismus 
darstellt. Doch in Wahrheit, so Redecker, 
geht es dabei nie um echte Güter, die je-
mandem tatsächlich weggenommen wur-
den. Vielmehr wird ein ‹Phantombesitz› 
konstruiert – ein scheinbares Eigentum, 
das als selbstverständlich dargestellt und 
dann vehement gegen angebliche Plünde-
rer verteidigt wird. 

Die SVP macht mit ihrer ‹Nach-
haltigkeits-Initiative› geradezu exemp-
larisch vor, wie das funktioniert: Mig-
rant:innen nehmen unsere günstigen 
Mieten weg, zerstören unsere Biodiversi-
tät, treiben die Preise in die Höhe, produ-
zieren Verkehrsprobleme, zerstören un-
sere Kultur – als ob diese Probleme ohne 
Migrant:innen nicht existieren würden. 
Oder besser gesagt: Als hätten wir diese 
Probleme nicht ebenjenen Rechten und 
neoliberalen Programmen der vergan-
genen Jahrzehnte zu verdanken, welche 
die SVP mitgetragen hat. Diese geht in 
ihren aktuellen Kampagnen zwar noch 
nicht so weit, dass sie offen die ‹Remig-
ration› (also die faktische Deportation 
von Menschen mit Migrationshinter-
grund) fordert, wie das der rechte Flügel 

der AFD oder die amerikanische Regie-
rung derzeit tun. Dafür beschreitet sie 
gemeinsam mit den Mitte-Parteien den 
bürokratischen Weg der Ausgrenzung, 
indem sie die Prekarisierung der Aufent-
haltsstati vorantreibt. Sei das durch die 
Möglichkeit des Entzugs bzw. der Rück-
stufung von Aufenthaltstiteln oder dem 
Nichterteilen einer Verlängerung, durch 
den Datenaustausch zwischen Ämtern, 
der das Aufspüren von Sans-Papiers ver-

einfachen soll, über Deals mit Drittstaa-
ten zur erleichterten Ausschaffung oder 
durch den Ausbau des Gefängnissystems, 
in welchem Menschen bei Verstoss gegen 
das Aufenthaltsgesetz bis zu 18 Monate 
eingesperrt werden können.

Ähnlich und trotzdem nicht gleich
Zoomt man nun nochmal auf die euro-
päische Ebene hinaus und schaut sich 
an, wie der Trump-Faschismus in Europa 
adaptiert wird, so muss man trotz vieler 
Ähnlichkeiten auf der Diskurs-Ebene 
auch feststellen, dass sich das politische 
Terrain unterscheidet. Dies anzuerken-
nen, ist einerseits wichtig, um zu sehen, 
was wir eventuell auch noch verhindern 
können. Andererseits, um nicht die 
Bruchlinien zu übersehen, welche die 
teilweise widersprüchlichen Interessen 
durchziehen. Grundsätzlich ist die EU 
ein komplexes System, in welchem natio-
nale und gesamt-europäische Interessen 
oft im harten Widerspruch stehen. So hat 
zwar bei den letzten Europawahlen das 
rechtsradikale Bündnis massiv an Ein-
fluss gewonnen, was letztlich auch die 
Einigung auf das GEAS zur Folge hatte. 
Gleichzeitig sieht man aber gerade am 
GEAS, das im Juni in Kraft treten soll, 
dass sich zwar alle Parteien auf mehr 
Repression und Abschottung einigen 
können, die Umverteilung von Asylsu-
chenden von den Ankunftsstaaten zu den 
Aufnahmestaaten aber auch unter dem 
neuen Pakt nicht funktionieren wird. 
Ganz grundsätzlich scheint hier eine 

Kultur des Hin- und Herschiebens zu 
dominieren, was man etwa an den illega-
len Kontrollen der Binnengrenzen sehen 
kann,  die der Deutsche Innenminister 
nun noch ein weiteres Mal verlängern 
liess.

Solidarische Netzwerke
Unsere Aufgabe ist es, diese Widersprü-
che zu nutzen, indem wir uns gegen die 
sinnlose Ausschaffung und Einsperrung 
von Menschen zur Wehr setzen. Indem 
wir auf Rechte und Ansprüche beharren 
und indem wir aufzeigen, dass die grosse 
Verlusterzählungen der Rechten lediglich 
zur Ablenkung vor der wachsenden Un-
gleichheit zwischen Arm und Reich die-
nen. Widerstand gegen Faschismus kann 
– wie wir in Minneapolis eindrucksvoll 
zu sehen bekamen – auch auf kommuna-
ler Ebene passieren. Oder wir gehen für 
einmal über die Landesgrenzen hinweg: 
Gemeinsam mit Partner:innen aus drei 
Ländern können wir uns gegen das euro-
päische Migrationsregime stellen und 
grenzüberschreitende Solidaritätsnetz-
werke aufbauen. Eine konkrete Chance 
dafür bietet sich am 18. April. (mb)

«Seit bald 3000 Jahren werden Mig-
rant:innen in der gesellschaftlichen 
Debatte instrumentalisiert, um die Im-
plementierung autoritärer Projekte vor-
anzutreiben.»

1

2

Etwa der Beitrag von Sophie im SOSF-
Bulletin, den Beitrag von Bafta Sarbo 
im Jacobin Magazin oder der Beitrag 
von Frontex-Experte Mathias Monroy 
im ‹Neuen Deutschland›

In den USA wird diese krude Theo-
rie, welche die «demographische 
Auslöschung» der‹ursprünglichen› 
Bevölkerung durch kinderreiche 
(wahlweise lateinamerikanische oder 
Muslimische) Migrant:innen prophe-
zeit von Stephen Miller, dem Chef der 
ICE vertreten.

Lesehinweise

•	 Serhat Karakayali (2026): https://sozi-
algeschichte-online.org/2026/02/03/
serhat-karakayali-zur-eskalation-der-
politischen-krise-in-den-usa/  

•	 Eva von Redecker, Dieser Drang 
nach Härte (2026) https://www.
fischerverlage.de/buch/eva-von-re-
decker-dieser-drang-nach-haer-
te-9783103977240 
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In den Känguru-Chroniken fällt in 
einer Episode der Satz: «Wenn Da-
niel Brühl an Weihnachten nach 

Hause kommt,  dann denkt seine Mut-
ter ‹Oh nein, nicht schon wieder Daniel 
Brühl›...». Ungefähr die gleiche Reak-
tion sollte die ‹10-Millionen-Initiative› 
der SVP in uns allen auslösen. Um dem 
nächsten Schwachsinn der  selbsternann-
ten Volkspartei deshalb nicht unnötig viel 
Beachtung zu schenken: es wird wieder 
wie bei der Masseneinwanderungsini-
tiative anno 2014. Sie ist in einer seriösen 
Gesamtschau völlig hrinrissig, alle ausser 
der SVP sind dagegen und genau deshalb 
wird es am 14. Juni 2026 wahnsinnig eng 
werden. Also: unbedingt abstimmen und 
ablehnen. Mehr können wir nicht ma-
chen, mehr muss aber auch nicht gesagt 
werden. 

Eine ungleich beunruhigendere 
Reaktion fördert indes die sog. ‹Grenz-
schutzinitiative› zu Tage, welche wieder 
einmal den angeblichen «Asylmissbrauch 
stoppen will». Im November 2025 formell 
zustande gekommen, ist zwar noch un-
klar, wann sie zur Abstimmung kommt, 
doch die SVP drängt auf einen Termin 
im Herbst des Wahljahres 2027. Eine 
schreckliche Vorstellung.

Was ist das beunruhigende an 
der Grenzschutz-Initiative? Analog zur 
10-Millionen-Initiative strebt sie ein 

Höchstkontingent an, diesmal für ‹echte 
Flüchtlinge›, deren Anzahl die 5000 jähr-
lich nicht übersteigen darf. Desweiteren 
fordert sie umfassende Grenzkontrollen 
und formuliert deren notwendige Aus-
gestaltung, schränkt den Asylbegriff ein, 
versucht de facto die vorläufige Aufnahme 
abzuschaffen und gibt vor, über verschie-
dene Bestimmungen die ‹illegale› Migra-
tion zu bekämpfen. Ein Sammelsurium 
an repressiven Wunschgedanken also, 
mit dem übergeordneten Ziel... nun eben 
den ‹Asylmissbrauch zu stoppen! Jetzt!›.

Wenn Fakten nichts mehr nützen
Bei Durchsicht des 48 Seiten starken Ar-
gumentariums zur Initiative sticht sofort 
die schiere Menge an Zahlen und Sta-
tistiken jeglicher Art ins Auge, die fort-
laufend mit Presse-Artikeln vermengt 
wird, um eine Sache klar zu machen: ‹Der 
Asylmissbrauch ist real, die Folgen sind 
katastrophal. Die Zahlen beweisen es.› 
Das dargebotene Zahlenmaterial ist da-
bei nicht grundsätzlich falsch, allerdings 
wird es auch nicht so ganz richtig verwen-
det. Alle fünf Zeilen durchfährt einem 
ein «ok, aber...», gefolgt vom Verlangen, 
den Rotstift anzusetzen. Doch wie ziel-
führend ist das überhaupt? Wenn uns die 
Trump-Administration eines gelehrt hat, 
dann, dass Fakten nicht mehr so richtig 
viel wert sind. Es geht in dieser Abstim-

mung letztlich also weniger um Fakten, 
und mehr um ‹ein diffuses Gefühl›. Und 
genau hier wird es dann so richtig gefähr-
lich. Denn:

Wieviele denken insgeheim 
wie die SVP?
Im Gegensatz zur 10-Millionen-Initiative 
sind die Betroffenen der Grenzschutz-Ini-
tiative letztlich ohne starke Lobby ausser-
halb von ein paar NGOs. Die Wirtschaft 
(Economissuisse und co.) ist an dem 
Thema nicht interessiert. Die politischen 
Parteien rechts von SP und Grünen folgen 
wahrscheinlich dem ‹Gefühl in der Be-
völkerung›. Und selbst innerhalb von SP 
und Grünen wird die Sache nicht eindeu-
tig sein. 

Klar: vordergründig werden 
dann natürlich alle dagegen sein. Wir 
sind ja alles Humanist:innen. Und gegen 
‹echte› Flüchtlinge hat niemand etwas. 
Aber all diese anderen...? Guck dir mal 
den da an...warum hat der bloss so schi-
cke Schuhe? 

Wir werden sehen, wie sehr der 
Kampf gegen jegliche ‹illegale Migration› 
bereits im Kern unserer Gesellschaft an-
gekommen ist. Es droht eine Art Kultur-
kampf. Wie man einen solchen im Rah-
men einer Abstimmung führt, ist eine 
wirklich schwierig zu beantwortende 
Frage. (cas)
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